
Politische Gemeinde Rafz 
 

 
Die Stimmberechtigten der Politischen Gemeinde Rafz 
werden zur 
 

GEMEINDEVERSAMMLUNG 
 

am Montag, 13. Juni 2022, 19.30 Uhr 
Zentrum Tannewäg, Tannewäg 28 in Rafz 
 
eingeladen. Folgende Geschäfte werden behandelt: 
 
1. Antennenanlage Rafz, Ermächtigung zum Verkauf 

2. Leistungsvereinbarung mit der Wohnen und Pflege Peteracker AG, Genehmigung 

3. Genehmigung der Jahresrechnung 2021 der Politischen Gemeinde Rafz 

4. Anfragen im Sinne von § 17 des Gemeindegesetzes 
 
 
 
Aktenauflage, Stimmregister und Anfragen 

Die Akten liegen zwei Wochen vor der Versammlung, d.h. ab Montag, 30. Mai 2022, 
im Gemeindehaus Rafz, Schalter Kanzlei, Ebene 3, während den ordentlichen Öff-
nungszeiten zur Einsicht auf und können zudem auf der Homepage www.rafz.ch unter 
der Rubrik „Gemeindeversammlungen“ eingesehen und heruntergeladen werden. Der 
Beleuchtende Bericht wird interessierten Personen auf Verlangen kostenlos zugestellt. 
Anfragen von allgemeinem Interesse sind gemäss § 17 des Gemeindegesetzes spä-
testens 10 Arbeitstage (bis Montag, 30. Mai 2022) vor der Gemeindeversammlung 
dem Gemeinderat schriftlich und von der anfragenden Person unterzeichnet einzu-
reichen. 
 
Stimmberechtigung 

Die Stimmberechtigung richtet sich nach dem Gesetz über die politischen Rechte. 
 
Information Bevölkerung 

Im Anschluss an die offizielle Gemeindeversammlung informiert der Gemeinderat die 
Bevölkerung über aktuelle Themen. 
 
Der Gemeinderat freut sich über Ihre Teilnahme! 
 
 
Rafz, 27. Mai 2022 Gemeinderat Rafz 
 
 
 
 
  

http://www.rafz.ch/
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1. Antennenanlage Rafz, Ermächtigung zum Verkauf 
 

 
 

ANTRAG 
 
Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung: 
 
1. Dem Verkauf der Antennenanlage Rafz wird im Sinne eines Aufgabenverzichts 

zugestimmt. 

2. Der Gemeinderat wird ermächtigt, den Prozess für den Verkauf der Antennenan-
lage Rafz durchzuführen, den Verkaufsvertrag im Namen der Politischen Ge-
meinden Rafz rechtsgültig zu unterzeichnen und den Verkauf zu vollziehen. 

3. Die Verordnung über den Betrieb, die Erweiterung und den Unterhalt der Ge-
meindeantennenanlage für Fernseh- und Ultra-Kurzwellen-Empfang für das Ge-
meindegebiet Rafz vom 7. September 1995 wird auf den Zeitpunkt des Verkaufs 
der Antennenanlage aufgehoben. 

 
Rafz, 19. April 2022 Gemeinderat Rafz 

 Kurt Altenburger Manfred Hohl 
 Gemeindepräsident Gemeindeschreiber 
 
 

 
Behördlicher Referent: Gemeinderat Roman Neukom 
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BELEUCHTENDER BERICHT 
 
 

 
Das Wichtigste in Kürze 
  
Am 13. Juni 2022 entscheiden Sie an der Gemeindeversammlung über den Verkauf 
der Antennenanlage Rafz. 
 
Die Politische Gemeinde Rafz ist Eigentümerin der Rafzer Antennenanlage, welche in 
den 1980er-Jahren errichtet wurde. Mittels Antennenanlage können Interessierte auf 
dem Gemeindegebiet von Rafz Radio, Fernsehen, Internet und Telefonie beziehen. 
Die Gemeinde ist hierbei lediglich Eigentümerin der Anlage, der Betrieb erfolgt durch 
die sasag Kabelkommunikation AG, Schaffhausen, die auch das notwendige Signal 
liefert. Die Kopfstation, über welche das Signal der sasag eingespiesen und verteilt 
wird, befindet sich in Eglisau. Über die Kopfstation werden – neben Rafz – auch Anla-
gen und Haushalte auf den Gemeindegebieten von Buchberg, Eglisau, Rüdlingen und 
Wil versorgt.  
 
Die Antennenanlage weist Ende Dezember 2021 1'668 Kundinnen und Kunden auf. 
Nachdem die Anlage seit mehreren Jahren zunehmende Kundenzahlen hatte, zeigte 
sich in den vergangenen zwei Jahren, dass sie pro Jahr nach und nach Kundinnen 
und Kunden verliert. Zudem kann davon ausgegangen werden, dass in den nächsten 
Jahren infolge der hohen Dynamik im technischen Umfeld Investitionen nötig werden, 
um den Ansprüchen der Kundinnen und Kunden zum Beispiel hinsichtlich schnelleren 
Internetdiensten weiterhin zu genügen. Auch ist die Antennenanlage vollständig von 
den Signallieferungen der sasag abhängig, denn die Gemeinde Rafz stellt nur die Inf-
rastruktur zur Verfügung. 
 
Der Betrieb einer Antennenanlage durch eine Gemeinde ist eine freiwillig übernom-
mene bzw. wahrgenommene Aufgabe. In der heutigen Zeit bestehen verschiedene 
andere Angebote durch private Leistungserbringer, weshalb der Betrieb und der Un-
terhalt einer Antennenanlage durch die Gemeinde nicht mehr verhältnismässig und 
auch nicht mehr zeitgemäss ist. Daher wird Ihnen im Rahmen der Gemeindeversamm-
lung vom 13. Juni 2022 der Verkauf der Anlage unterbreitet. Die anschliessenden Ver-
kaufsverhandlungen sollen koordiniert mit den Gemeinden Buchberg und Eglisau er-
folgen, welche ebenfalls beabsichtigen, ihre Antennenanlagen zu verkaufen. 
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1. Ausgangslage 
 
1.1. Errichtung und Zweck Gemeinschaftsantennenanlage Rafz 
 
Die Gemeindeversammlung beauftragte im Jahr 1978 den Gemeinderat, nach der 
günstigsten Lösung zu suchen, wie möglichst viele Liegenschaften an eine leistungs-
fähige Gemeinschaftsantennenanlage angeschlossen werden können. Begründet 
wurde die Initiative/Motion mit besseren Empfangsmöglichkeiten für ein grösstmögli-
ches Einzugsgebiet unter Wahrung des Ortsbildschutzes.  
 
Daraufhin hat die Gemeindeversammlung am 24. Januar 1983 einen Kredit für die 
Realisierung einer Gemeinschaftsantennenanlage bewilligt, die Politische Gemeinde 
Rafz mit der Erstellung, dem Betrieb und Unterhalt der Antennenanlage beauftragt und 
eine Antennenverordnung genehmigt. Ein Anschluss an die Anlage in Eglisau fiel da-
mals aus Kostengründen ausser Betracht. 
 
Im Jahr 1995 wurden gestützt auf Beschlüsse der Gemeindeversammlung ein Netz-
ausbau, der Bau einer Verbindungsleitung zur Kopfstation der Gemeinschaftsanten-
nenanlage Eglisau und die Änderung der bestehenden Antennenverordnung bewilligt. 
 
Die Politische Gemeinde Rafz ist seit deren Erstellung Eigentümerin der Rafzer Ge-
meinschaftsantennenanlage (nachfolgend Antennenanlage). Mittels Antennenanlage 
können Interessierte auf dem Gemeindegebiet von Rafz Radio, Fernsehen, Internet 
und Telefonie beziehen. Die Anlage wird in der Buchhaltung der Gemeinde als Eigen-
wirtschaftsbetrieb geführt, der eine kostendeckende Gebührenfinanzierung verlangt. 
 
1.2. Zuständigkeiten und Infrastruktur Antennenanlage Rafz 
 
Die Politische Gemeinde Rafz ist Eigentümerin der Antennenanlage Rafz (ohne Kopf-
station), die sasag Kabelkommunikation AG, Schaffhausen (nachfolgend sasag) liefert 
das notwendige Signal und der technische Unterhalt der Anlage wird durch die Firma 
Spühler + Co. Radio TV, Rafz, vorgenommen. 
 
Die Kopfstation, über welche das Signal der sasag eingespiesen und verteilt wird, be-
findet sich in Eglisau. Über die Kopfstation werden – neben Rafz – auch Anlagen und 
Haushalte auf den Gemeindegebieten von Buchberg, Eglisau, Rüdlingen und Wil ver-
sorgt. Die Antennenanlagen in Rüdlingen und Wil sind im Eigentum der Spühler + Co. 
Radio TV und werden auch künftig von dieser privaten Firma weiterbetrieben. Die An-
lagen von Buchberg, Eglisau und Rafz gehören den jeweiligen Gemeinden. 
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2. Finanzielles 
 
2.1. Bewertung Eigenwirtschaftsbetrieb Antennenanlage Rafz 
 
Die Höhe der Spezialfinanzierung des Eigenwirtschaftsbetriebs „Antennenanlage“ 
beträgt per 31. Dezember 2021 Fr. 2‘198‘946.79. Im Verwaltungsvermögen ist die 
Antennenanlage per 31. Dezember 2021 mit Fr. 1‘529‘944.11 bewertet. 
 
2.2. Richtofferte sasag Kabelkommunikation AG 
 
Im Vorfeld zur Abstimmung hat der Gemeinderat Rafz bei der jetzigen Signallieferantin 
sasag eine unverbindliche Richtofferte zur Übernahme der Antennenanlage Rafz ein-
geholt.  
 
Folgende Objekte sind Bestandteil der vorliegenden Richtofferte: 
– Kabelnetz mit Trasse, Rohr, Kabel (LWL, Koax), aktive und passive Elemente im 

Netz, Kabinen für das Verteilnetz innerhalb des Netzes 
– Sämtliche Hausanschlüsse (plombiert und unplombiert) 
– Unterzentralen (Untersternpunkte) für die Versorgung des Netzes 
– sämtliche erworbenen Rechte (Durchleitung, Dienstbarkeiten, etc.) 
– sämtliche Netzdokumentationen (in elektronischer Form) 
– Kundendatenbank (in Papierform und elektronisch) 
– Eigentumsanteile an der LWL Strecke Eglisau-Rafz gemäss Vertrag zwischen Eg-

lisau und Rafz 
– Eigentumsanteile an den Geräten in der Kopfstation gemäss Vertrag zwischen Eg-

lisau und Rafz 
 
Die Kalkulation geht von einer Ertragswertbetrachtung aus, die neben den Einnahmen 
die Kosten für Signalbeschaffung und -transport, Betrieb, Administration und Kapital-
dienst der zu tätigenden Investitionen umfasst. Die sasag offeriert 980 Franken pro 
unplombierter Wohnungseinheit, was bei 1‘668 Abonnenten einen Verkaufserlös von 
Fr. 1‘634‘600.-- ergibt. 
 
2.3. Finanzielle Abwicklung 
 
Aus dem Verkauf der Antennenanlage resultiert ein Geldfluss in der Höhe des Ver-
kaufserlöses (rund 1,6 Mio. Franken), mit einer Gutschrift auf dem Bankkonto. Buch-
halterisch wird damit vereinfacht gesagt das Verwaltungsvermögen reduziert. Die Dif-
ferenz zwischen Verkaufserlös und Wert des Verwaltungsvermögens wird als Buch-
gewinn in der Erfolgsrechnung ausgebucht (ca. 104‘700 Franken). Die bestehende 
Spezialfinanzierungsreserve (Eigenkapital der Antennenanlage) wird über die Erfolgs-
rechnung zugunsten des zweckfreien Eigenkapitals der Gemeinde Rafz (allgemeiner 
Haushalt) aufgelöst. Dies führt zu einem einmalig hohen Ertrag und entlastet den Steu-
erhaushalt. Zudem fliesst der Verkaufserlös als flüssige Mittel der Gemeinde zu und 
es können damit Schulden reduziert oder Investitionen finanziert werden. 
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3. Verkauf Antennenanlage Rafz: Gründe und Zeitpunkt 
 

3.1. Versorgung Rafzer Gemeindegebiet durch Private sichergestellt 
 
Ursprünglich wurde die Rafzer Antennenanlage mangels Alternativen zum guten 
Empfang von Fernsehen und UKW auf dem Gemeindegebiet errichtet. In der heuti-
gen Zeit ist der Mehrnutzen einer eigenen Anlage jedoch zu hinterfragen, da nun 
auch private Unternehmen Radio, Fernsehen, Internet und Telefonie anbieten, zum 
Beispiel die Swisscom. Die Versorgung der Rafzer Bevölkerung mit solchen Leistun-
gen ist somit durch private Anbieter gesichert. 
 
3.2. Aufgabenverzicht / Entlastung Gemeindehaushalt 
 
Der Betrieb der Antennenanlage ist eine freiwillig wahrgenommene Aufgabe der Poli-
tischen Gemeinde Rafz. Der Gemeinderat ist der Ansicht, dass sich die Politische 
Gemeinde Rafz – in Anbetracht anderer privater Anbieter – nun auf ihre Kernaufga-
ben konzentrieren und diese freiwillig übernommene Aufgabe aufgeben kann. 
 
Der Gemeindehaushalt wird zudem vor unvorhersehbaren finanziellen Risiken bzw. 
Investitionen aufgrund stetig wandelnder Technologien und Anforderungen entlastet. 
 
3.3. Höherer Erlös durch koordinierten Verkauf aller Eigentümergemeinden ange-

strebt 
 
Da die Kopfstation, über welche das Signal der sasag eingespiesen und verteilt wird, 
ebenfalls Anlagen und Haushalte auf den Gemeindegebieten von Eglisau und Buch-
berg versorgt, hat der Gemeinderat Rafz mit den Gemeinderäten der Gemeinden 
Buchberg und Eglisau deren Verkaufsabsichten thematisiert. Die Gemeinderäte von 
Buchberg und Eglisau erklärten wie bereits Rafz ihre grundsätzliche Absicht, ihre An-
tennenanlagen veräussern zu wollen. 
 
Es ist sinnvoll, den Verkauf gemeinsam und koordiniert zu vollziehen, da die Kopfan-
lage durch alle drei Gemeinden genutzt wird und sich bei einem gemeinsamen Verkauf 
womöglich ein höherer Erlös erzielen lässt. 
 
Bei einem Verkauf soll aber nicht zwingend der oder die Höchstbietende berücksichtigt 
werden. Der Gemeinderat wird die eingehenden Angebote prüfen und bei der Beurtei-
lung einerseits wirtschaftliche aber andererseits auch betriebliche Kriterien berücksich-
tigen. Denn ein Wechsel zu einem anderen Anbieter als sasag hätte für die Kunden 
erhebliche Auswirkungen, wie zum Beispiel ein Wechsel der Endgeräte. 
 
3.4. Verwendung Verkaufserlös für die Finanzierung anderer Projekte 
 
Die Einnahmen durch den Verkauf können für die in den nächsten Jahren anstehen-
den hohen Investitionen der Politischen Gemeinde Rafz verwendet werden. Dadurch 
müssen weniger Fremdmittel beschafft werden. 
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4. Vorgehen und Inhalt Abstimmung 
 
4.1. Vorgehensvarianten Abstimmung 
 
Die Entscheidung über den Verkauf der Anlage kann nicht durch die jeweiligen Exe-
kutiven getroffen werden, sondern ist den Stimmberechtigten zur Beschlussfassung 
vorzulegen. 
 
Für das Vorgehen bestehen grundsätzlich folgende zwei Varianten: 

A) Die beteiligten Gemeinden führen (1.) den Prozess für einen allfälligen Verkauf 
einzeln oder gemeinsam durch, schliessen (2.) die Verkaufsverhandlungen mit 
einem konkreten Interessenten vorbehältlich der Zustimmung durch die Stimm-
berechtigten ab, bringen (3.) das Geschäft mit dem konkreten Angebot sowie 
dem Aufgabenverzicht zur Abstimmung und vollziehen (4.) den Auftrag der 
Stimmberechtigten. 

B) Die beteiligten Gemeinden bringen (1.) die Vorlage für den Aufgabenverzicht zur 
Abstimmung mit einer Kompetenzdelegation für den Verkauf an den Gemeinde-
rat, führen (2.) den Prozess für einen Verkauf gemeinsam durch und vollziehen 
(3.) die Verkaufsverhandlungen mit einem konkreten Interessenten. 

 
Sowohl die Variante A als auch die Variante B sind nach Abklärungen mit dem kanto-
nalen Gemeindeamt rechtlich zulässig. Variante B wird häufig bei Verkäufen von Lie-
genschaften im Finanzvermögen angewandt, damit der Gemeinderat rasch handeln 
kann und er gute Angebote von Kaufinteressenten ohne nachträgliches Zustim-
mungserfordernis der Stimmberechtigten vollziehen kann. 
 
Es besteht die Absicht der drei Gemeinden, mit dem gemeinsamen Verkauf der drei 
Antennenanlagen einen höheren Verkaufserlös zu erzielen. Bei Variante A besteht 
bis zur Durchführung der Abstimmung die grosse Unsicherheit, ob die Stimmberech-
tigten dem Verkauf zustimmen werden oder nicht. Dies schwächt naheliegender-
weise die Gemeinden in ihrer Position gegenüber den Kaufinteressenten und dies 
unabhängig davon, ob sie gemeinsam verkaufen oder einzeln. 
 
4.2. Gewählte Abstimmungsvariante: Aufgabenverzicht mit Kompetenzdelegation 

Verkauf 
 
In Anbetracht obiger Ausführungen haben sich die drei Exekutiven dafür ausgespro-
chen, die Vorgehensvariante B weiterzuverfolgen und somit den Aufgabenverzicht 
sowie die Kompetenzdelegation für den Verkauf an den jeweiligen Gemeinderat zur 
Abstimmung vorzulegen.  
 
Dadurch ist für den anzustrebenden Verkaufsprozess von vornherein klar, ob eine 
Gemeinde den Aufgabenverzicht tatsächlich vollziehen möchte oder nicht. Zudem 
bietet es den beteiligten Gemeinden klare Verhältnisse, ob andere Gemeinden mit-
ziehen oder nicht. Ausserdem kann der Gemeinderat Rafz den Prozess für einen 
Verkauf gemeinsam mit den anderen beiden Gemeinden Buchberg und Eglisau effi-
zient vollziehen. 
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5. Vor- und Nachteile eines allfälligen Verkaufs der Antennenanlage sowie 
Auswirkungen auf die Kunden 

 
5.1. Vorteile Verkauf Antennenanlage 
 

 Der Gemeindehaushalt wird vor unvorhersehbaren finanzielle Risiken bzw. In-
vestitionen aufgrund stetig wandelnder Technologien und Anforderungen ent-
lastet. 

 Neue Technologien und damit verbundene Investitionen können sofort bzw. 
nach marktwirtschaftlichen Überlegungen umgesetzt werden und stehen nicht 
unter dem „politischen“ Vorbehalt der Zustimmung durch die Gemeindever-
sammlung.  

 Die Gemeinde hat mit der Antennenanlage nichts mehr zu tun: Verwaltung und 
Gemeinderat sind von den Aufgaben für Erweiterung, Betrieb und Unterhalt ent-
lastet. 

 Für die Eigentümerinnen und Eigentümer gibt es nur noch eine Ansprechstelle. 
Heute sind es unter Umständen drei (sasag, Spühler + Co. Radio TV und die 
Gemeinde Rafz). Das erhöht die Transparenz und die Zuverlässigkeit des An-
gebots sowie die Effizienz bei Kundenanfragen. 

 Die Nutzerinnen und Nutzer erhalten nur noch eine Rechnung für alle Kabel-
netzdienstleistungen. Heute erhalten sie je nach Nutzung zwei. 

 
5.2. Nachteile Verkauf Antennenanlage 
 

 Die Gemeinde muss bzw. darf mit der Basisinfrastruktur der Antennenanlage 
keinen Gewinn machen, was im Vergleich zu marktwirtschaftlich orientierten 
Angeboten bei der Basisinfrastruktur zu tieferen Preisen führt. Der Verkauf der 
Antennenanlage wird bei den Nutzerinnen und Nutzern daher zu einer Preiser-
höhung führen (inkl. MWST, exkl. Urheberrechtsgebühren): 
 aktuell Fr. 103.40 pro Jahr 
 Sasag Fr. 303.70 pro Jahr (+ 294 %) 
 UPC 1 Fr. 448.40 pro Jahr (+ 434 %) 
1 mit nicht abwählbarem Grundangebot für Internet und Telefonie 

Die neue Eigentümerschaft wird die Gebühren nicht von Anfang an voll erhöhen 
können, mittelfristig wird sie aber kein Interesse daran haben, in ihrem Versor-
gungsgebiet unterschiedliche Tarife zu erheben. 

 Wenn die Gemeinde Eigentümerin bleibt, kann sie die Anbieter bei Unzufrie-
denheit von Nutzerinnen und Nutzer mittel- bis langfristig theoretisch auch 
wechseln (z. B. könnte die Signallieferung auch über die UPC erfolgen). Bei ei-
nem Verkauf haben die Gemeinde bzw. die Nutzerinnen und Nutzer keinen Ein-
fluss mehr auf den Anbieter der Signallieferungen der Antennenanlage. 

 Wird die Anlage nicht an die sasag verkauft, sind die Endgeräte bei den Kunden 
bei einem Verkauf auszutauschen. 
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6. Rechtliche Grundlagen 
  
6.1. Aufgabenverzicht Antennenanlage Rafz  
 
Beim Betrieb der Antennenanlage durch eine Gemeinde handelt es sich um eine frei-
willig übernommene bzw. wahrgenommene Aufgabe. Denn heute stellen auch pri-
vate Leistungserbringer die Versorgung mit Radio-, TV- und Kommunikationsdienst-
leistungen sicher (wie z. B. auf dem Gemeindegebiet Rafz die Swisscom). Wird eine 
Antennenanlage verkauft, handelt es sich rechtlich um einen Aufgabenverzicht, bei 
dem die Gemeinde eine bisher in ihrer Verantwortung liegende (freiwillige) Aufgabe 
zufolge weggefallenem öffentlichen Interesse endgültig aufgibt und privaten Leis-
tungserbringern überlässt. Ein solcher Aufgabenverzicht kann auch als „echte bzw. 
materielle Privatisierung“ oder „Aufgabenprivatisierung“ bezeichnet werden. 
 
6.2. Submissionsrecht und Ausschreibung 
 
Die ausschliessliche Veräusserung von Eigentumswerten der Gemeinde ist nicht 
dem Submissionsrecht unterstellt (analog Grundstücke und Liegenschaften). Werden 
der Käuferschaft bei einem Verkauf Bedingungen auferlegt, die als Dienstleistung 
gelten, dann wären diese Dienstleistungsteile submissionsrechtlich relevant. Dies 
könnte zum Beispiel ein vergünstigter Tarif sein, Leistungen für den Unterhalt an den 
bestehenden Anlagen der Einwohnerinnen und Einwohner oder zwingend verlangte 
Investitionen (z. B. in ein Glasfasernetz). 
 
Die Gemeinden sind bei der Erfüllung staatlicher Aufgaben an die Grundrechte ge-
bunden (Art. 35 Abs. 2 BV). Die Grundrechte sind auch dann zu wahren, wenn das 
Gemeinwesen privatrechtlich handelt. Bei Verkäufen von Liegenschaften und ande-
ren Anlagen sind damit namentlich die Wirtschaftsfreiheit (Art. 27 BV), die Rechts-
gleichheit (Art. 8 BV), das Willkürverbot (Art. 9 BV) sowie die Verfahrensgarantien 
(Art. 29 ff. BV) zu beachten. Deshalb sind bei solchen Verkäufen folgende Gebote 
und Prinzipen zu beachten: 
– Gebot der rechtsgleichen Behandlung der Interessentinnen und Interessenten 
– Gebot des wettbewerbsneutralen Verhaltens und der Gleichbehandlung der Gewer-

begenossen 
– Gebot der Gewährleistung eines transparenten und fairen Veräusserungsverfah-

rens 
– Willkürverbot: Pflicht zur sachlichen Begründung des Zuschlagsentscheids 
 
Aufgrund dieser Gebote haben Veräusserungen von Liegenschaften und anderen 
Anlagen grundsätzlich mittels öffentlicher Ausschreibung zu erfolgen. Dadurch wird 
allen Interessentinnen und Interessenten ermöglicht, ein Angebot abzugeben. Dabei 
können bei der Ausschreibung – in Anlehnung an die submissionsrechtlichen Verfah-
ren – wirtschaftliche und qualitative Zuschlagskriterien vorgegeben werden. 
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7. Weiteres Vorgehen und Zeitplan 
 
Die Gemeinde Buchberg wird den Verkauf an der Gemeindeversammlung vom 
20. Juni 2022 behandeln. In Eglisau erfolgt die Vorberatung voraussichtlich an der Ge-
meindeversammlung vom 6. September 2022. 
 

Wann Wer / Zuständigkeit Was 

Montag, 13. Juni 2022 Gemeindeversammlung «Verkauf Antennenanlage 
Rafz» 

November 2022  Gemeinderat Rafz zusam-
men mit Gemeinderäten 
Buchberg und Eglisau 

Ausschreibung Verkauf 
Antennenanlagen Buch-
berg, Eglisau und Rafz 

ca. Frühling 2023 Gemeinderat Rafz zusam-
men mit Gemeinderäten 
Buchberg und Eglisau 

Verkaufsverhandlungen 
mit konkreten Interessen-
ten 

ca. Mitte 2023 Gemeinderat Rafz zusam-
men mit Gemeinderäten 
Buchberg und Eglisau 

Abschluss Verkauf Anten-
nenanlagen Buchberg, 
Eglisau und Rafz 

 
 
8. Zuständigkeiten/Kompetenzen 
 
In Bezug auf die Zuständigkeit über den Entscheid für einen Aufgabenverzicht ent-
halten weder das Gemeindegesetz (GG) noch die Gemeindeordnung (GO) eine kon-
krete Regelung. Das Gemeindegesetz geht bei sog. Ausgliederungen davon aus, 
dass sich die Zuständigkeit nach der politischen oder finanziellen Tragweite richtet 
(vgl. 69 GG). Unter Ausgliederung versteht man die dauerhafte Übertragung einer o-
der mehrerer Aufgaben einer Gemeinde auf eine juristische Person des Privatwerks. 
Sie wird vom Aufgabenverzicht begrifflich abgegrenzt, weil bei einer Ausgliederung 
eine zwingende öffentliche Aufgabe einem anderen Träger zur Erfüllung übertragen 
wird. 
 
Abklärungen mit dem Gemeindeamt des Kantons Zürich haben ergeben, dass für 
den Aufgabenverzicht dasjenige Organ zuständig ist, welches seinerzeit der Ge-
meinde die Aufgabe zur Erfüllung übertragen hat. In Rafz ist das die Gemeindever-
sammlung, da diese damals und heute für die Antennenverordnung zuständig ist. Die 
Gemeindeordnung geht somit davon aus, dass die Kabelnetzanlage „politisch“ keine 
erhebliche Bedeutung hat, weil über Änderungen an den normativen Grundlagen die 
Gemeindeversammlung beschliessen kann. 
 
Beim Verkauf der Antennenanlage handelt es sich nicht um eine Ausgabe, welche 
die Steuerzahlenden belastet, sondern insgesamt um eine Einnahme, die dem Steu-
erhaushalt zugutekommt. Insofern ist „finanziell“ ebenfalls nicht von einer grossen Er-
heblichkeit auszugehen. 
 
Die Entscheidung über den Aufgabenverzicht bei der Antennenanlage fällt somit in 
die Kompetenz der Gemeindeversammlung. Die Stimmberechtigten an der Gemein-
deversammlung haben die Möglichkeit, über der Verkauf der Antennenanlage eine 
nachträgliche Urnenabstimmung zu verlangen (fakultatives Referendum). 
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Abschied der RPK vom 17. Mai 2022 

 

 

Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung der Politischen Gemeinde 
Rafz vom Montag, 13. Juni 2022: 
 
1. Dem Verkauf der Antennenanlage Rafz wird im Sinne eines Aufgabenverzichts zugestimmt. 

2. Der Gemeinderat wird ermächtigt, den Prozess für den Verkauf der Antennen- anlage Rafz 

durchzuführen, den Verkaufsvertrag im Namen der Politischen Gemeinden Rafz rechtsgültig 

zu unterzeichnen und den Verkauf zu vollziehen. 

3. Die Verordnung über den Betrieb, die Erweiterung und den Unterhalt der Gemeinde antennen-

anlage für Fernseh- und Ultra-Kurzwellen-Empfang für das Gemeindegebiet Rafz vom 7. Sep-

tember 1995 wird auf den Zeitpunkt des Verkaufs der Antennenanlage aufgeboben. 

Die RPK hat den Gemeinderatsbeschluss vom 19. April 2022 sowie die Unterlagen zu 
diesem Geschäft geprüft und mit dem Gemeinderat offene Fragen geklärt. 

Die RPK teilt die Auffassung des Gemeinderates, dass die Gemeinde auf Investitio-
nen, den Betrieb sowie den Unterhalt einer eigenen Antennenanlage – in Anbetracht 
anderer privater Anbieter- verzichten kann. 

Der Gemeindehaushalt wird vor unvorhersehbaren finanzielle Risiken bzw. Investitio-
nen aufgrund stetig wandelnder Technologien und Anforderungen entlastet. Zudem 
entlastet der Verkauf den Gemeindehaushalt (Verkaufserlös, Buchgewinn, Auflösung 
Spezialfinanzierungsreserve).  

Die RPK beantragt der Gemeindeversammlung vom 13. Juni 2022 die Genehmigung 
der drei Anträge. 

 

Rafz, 17. Mai 2022 

Rechnungsprüfungskommission Rafz 

 

 

 

Karl Schweizer, Präsident    Kurt Frei, Aktuar 
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2. Leistungsvereinbarung mit der Wohnen und Pflege Peteracker AG,  

Genehmigung 
 

 
 

ANTRAG 
 
Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung: 
 
1. Die Leistungsvereinbarung mit der Wohnen und Pflege Peteracker AG wird ge-

nehmigt. 

2. Der Gemeinderat wird ermächtigt, die Leistungsvereinbarung mit der Wohnen 
und Pflege Peteracker AG im Namen der Politischen Gemeinde Rafz rechtsgültig 
zu unterzeichnen. 

 
Rafz, 19. April 2022 Gemeinderat Rafz 

 Kurt Altenburger Manfred Hohl 
 Gemeindepräsident Gemeindeschreiber 
 
 

 
Behördliche Referentin: Gemeinderätin Ursula Wischniewski 
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BELEUCHTENDER BERICHT 
 
Ausgangslage 
 
Am 13. Februar 2022 stimmten die Stimmberechtigten der Ausgliederung und Um-
wandlung des Alters- und Pflegeheims Peteracker (APH) in eine gemeinnützige Akti-
engesellschaft mit einem Ja-Anteil von 78,2 % zu. Rechtliche Grundlage dieser Aus-
gliederung und Umwandlung ist eine Verordnung (Ausgliederungsverordnung, AGV). 
Gemäss Art. 6 AGV werden untergeordnete Einzelheiten der Aufgabenübertragung in 
einer Leistungsvereinbarung zwischen der Gemeinde Rafz und der gemeinnützigen 
Aktiengesellschaft geregelt. Nach Art. 11 Abs. 3 AGV bedarf es für den Abschluss 
einer Leistungsvereinbarung, für Statutenänderungen sowie den Verkauf oder die Ab-
tretung von Aktien vorgängig der Zustimmung durch die Gemeindeversammlung. 
 
Inhalt und Ziel der Leistungsvereinbarung 
 
Die Leistungsvereinbarung bildet das anzustrebende Ziel der Wohnen und Pflege Pe-
teracker AG ab, nicht den heutigen Zustand. Aus diesem Grund werden in Ziff. 6.1 und 
6.2 neben dem heutigen Zustand die künftige Anzahl anzubietender Zimmer im Be-
reich der Wohn- und Pflegeplätze sowie des Wohnens mit Service genannt. Die Zahlen 
beruhen auf dem Konzept „Vision Alter Rafz und Strategie Alters- und Pflegeheim Pe-
teracker“ vom 30. Juni 2018. 
 
Wortlaut der Leistungsvereinbarung 
 
 
1. Gesetzliche Grundlagen 
 
Gestützt auf die Verordnung über die Ausgliederung und Umwandlung des Alters- und 
Pflegeheims Peteracker in eine gemeinnützige Aktiengesellschaft vom 13. Februar 
2022 schliesst die Gemeinde mit der Wohnen und Pflege Peteracker AG (Leistungs-
erbringerin) eine Leistungsvereinbarung ab. 
 
Grundlage für die Betriebsbewilligungserteilung für eine Pflegeinstitution bilden § 35 
Abs. 1 lit. b und Abs. 2 lit. b i.V.m. § 36 ff. des kantonalen Gesundheitsgesetzes (GesG, 
LS 810.1). Die im Gesundheitsgesetz geregelten Berufspflichten gelten für Pflegein-
stitutionen sinngemäss (§ 40 GesG), es ist aber auch das Patientinnen- und Patien-
tengesetz (LS 813.13) sowie das Pflegegesetz und die Verordnung über die Pflege-
versorgung zu berücksichtigen (LS 855.1 und LS 855.11). Im Vordergrund stehen The-
men wie der bedarfs- und kompetenzgerechte Einsatz des Personals, Führen der Pa-
tientendokumentation, Einhaltung der Schweigepflicht sowie den Anforderungen an 
eine sorgfältige Berufsausübung genügende Ausrüstung/Einrichtung/Räumlichkeit. 
 

2. Zweck der Leistungsvereinbarung 
 
Die Leistungsvereinbarung regelt die Beziehung zwischen der Gemeinde und der Leis-
tungserbringerin, soweit diese nicht durch andere Reglemente festgelegt wird. 
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3. Konzeptionelle Einbettung 
 
Die Leistungserbringung erfolgt auf anerkannten Grundsätzen wie dem Altersleitbild 
der Gemeinde Rafz und den diesbezüglich fachspezifischen Bereichskonzepten zur 
Altersarbeit in der Schweiz. 
 

4. Zielgruppen 
 
Wohnen und Pflege 
Menschen, vor allem im hohen Alter, mit Unterstützungsbedarf und Begleitung bis zum 
Tode sowie Demenzerkrankte. 
 
Wohnen mit Service 
Ältere Menschen, auch mit Unterstützungsbedarf, welche gerne in einer eigenen Woh-
nung leben möchten und Serviceleistungen vom Peteracker individuell wählen. 
 
Dienstleistungen 
Die Dienstleistungen werden den Bewohnerinnen und Bewohner der Institution ange-
boten, aber auch Dritten. 
 

5. Wirtschaftlichkeit 
 
Die Wohnen und Pflege Peteracker AG wird nach unternehmerischen Grundsätzen 
geführt. Die Taxgestaltung muss unter Berücksichtigung der regionalen Marktlage kos-
tendeckend erfolgen. Eine angepasste Betriebsführung ermöglicht die volle Abde-
ckung der Kapitalkosten (Abschreibungen und Verzinsungen) sowie Rückstellungen 
für zukünftige Investitionen. 
 

6. Leistungen 
 

6.1. Wohnen und Pflege 
 
Die Leistungserbringerin bietet zum einen alters- und bedarfsgerechte Wohn- und Pfle-
geplätze im Verbund von Wohnen - Betreuen - Pflegen an. Zum anderen stellt sie im 
Rahmen ihrer freien Kapazitäten Wohn- und Betreuungsplätze für Kurzzeit- und Feri-
enaufenthalte zur Verfügung. 
 
Die Leistungserbringerin bietet 42 Pflegeplätze an. 
 
Nach der Erweiterung (Eröffnung voraussichtlich im Jahr 2026) bietet die Leistungser-
bringerin in 52 Zimmern 56 Pflegeplätze an. Dabei sind spezielle räumliche Angebote 
für Menschen mit Demenz und Menschen in palliativer Situation herzustellen. 
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6.2. Wohnen mit Service 
 
Die Leistungserbringerin bietet nach der Erweiterung 14 Wohnungen mit Service an. 
50 % der Wohnungen sollen 2 ½-Zimmer-Wohnungen sein, 30 % 3 ½-Zimmer-Woh-
nungen und 20 % 4 ½-Zimmer-Wohnungen. 
 

6.3. Dienstleistungen 
 
Das Dienstleistungsangebot richtet sich nach den Bedürfnissen der Kundinnen und 
Kunden, den gesetzlichen Vorgaben, den kantonalen Bestimmungen, den Richtlinien 
der Ausbildungsstätten, den Richtlinien und Bereichskonzepten der Wohnen und 
Pflege Peteracker AG sowie den betriebseigenen Weisungen. 
 

6.4. Zusätzliche, kommerzielle Leistungen 
 
Die Leistungserbringerin kann durch die Nutzung ihrer Infrastruktur zusätzliche Leis-
tungen für Dritte bereitstellen oder erbringen. Diese Leistungen müssen unter den 
Zweck gemäss Art. 4 Abs. 2 der Ausgliederungsverordnung fallen und zur besseren 
Nutzung der bestehenden Kapazitäten beitragen. 
 

6.5. Leistungsbezug bei der Gemeinde 
 
Die Leistungserbringerin kann gegen kostenpflichtige Abgeltung von der Gemeinde 
Dienstleistungen beziehen. Details werden in separaten Verträgen geregelt. 
 

6.6. Leistungsbezug durch die Gemeinde 
 
Die Gemeinde Rafz kann gegen kostenpflichtige Abgeltung von der Leistungserbrin-
gerin Dienstleistungen beziehen. Details werden in separaten Verträgen geregelt. 
 

7. Finanzierung 
 
Die Leistungserbringerin verrechnet ihre Leistungen grundsätzlich kostendeckend. Die 
Finanzierung der Pflegeleistungen erfolgt nach den gesetzlichen Vorgaben und Best-
immungen. 
 
Einwohnerinnen und Einwohner der Gemeinde Rafz erhalten auf der Hotellerietaxe 
einen Rabatt von 10 Franken pro Tag, da die Gemeinde der Wohnen und Pflege Pe-
teracker AG das Land im Baurecht zu einem vergünstigten Zins zur Verfügung stellt. 
 

8. Qualitätsziele und -sicherung 
 
Die Leistungserbringerin garantiert eine angemessene Qualität der von ihr erbrachten 
Aufgaben und überprüft sie laufend durch geeignete Massnahmen. 
 
Im Rahmen des Geschäftsberichts informiert der Verwaltungsrat die Gemeinde über 
die Ergebnisse der Überprüfung und die diesbezüglich getroffenen Massnahmen. 
 



- 16 - 

 

9. Geschäftsbericht und Jahresrechnung 
 
Die Leistungserbringerin lässt der Gemeinde jeweils bis Ende März des Folgejahres 
den Geschäftsbericht und die Jahresrechnung zukommen. 
 

10. Strategie- und Mehrjahresplanung 
 
Die Strategie- und Mehrjahresplanung ist der Gemeinde zur Information zuzustellen. 
Sie soll zusätzlich Angaben zur mittelfristigen Ausrichtung des Unternehmens beinhal-
ten. 
 

11. Archivierung 
 
Die Wohnen und Pflege Peteracker AG ist eine Aktiengesellschaft, die im Auftrag der 
Gemeinde Rafz öffentliche Aufgaben erfüllt. Die Aktiengesellschaft untersteht damit 
dem kantonalen Gesetz über die Information und den Datenschutz (IDG) und dem 
Archivgesetz. Sie führt unter der Aufsicht der Gemeinde Rafz ein eigenes Archiv. 
 

12. Dauer der Leistungsvereinbarung 
 
Die vorliegende Leistungsvereinbarung tritt rückwirkend per 1. Januar 2022 in Kraft 
und wird für eine feste Laufzeit von 5 Jahren abgeschlossen. Sie verlängert sich an-
schliessend um jeweils ein Jahr. Die Kündigungsfrist beträgt 12 Monate auf Ende eines 
Kalenderjahres. Während der Vertragslaufzeit können die Parteien im gegenseitigen 
Einvernehmen Änderungen an der vorliegenden Leistungsvereinbarung vornehmen. 
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Abschied der RPK vom 17. Mai 2022 

 

 

Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung der Politischen Gemeinde 
Rafz vom Montag, 13. Juni 2022: 
 

1. Die Leistungsvereinbarung mit der Wohnen und Pflege Peteracker AG wird genehmigt.  

2. Der Gemeinderat wird ermächtigt, die Leistungsvereinbarung mit der Wohnen und Pflege Pe-

teracker AG im Namen der Politischen Gemeinde Rafz rechtsgültig zu unterzeichnen. 

Die RPK hat den Gemeinderatsbeschluss vom 19. April 2022 sowie die Unterlagen zu 
diesem Geschäft geprüft und mit dem Gemeinderat offene Fragen geklärt. 

Die Mitglieder der RPK unterstützen den Antrag des Gemeinderats zur Leistungsver-
einbarung mit der Wohnen und Pflege Peteracker AG. 

Die RPK beantragt der Gemeindeversammlung vom 13. Juni 2022 die Genehmigung 
der zwei Anträge. 

 

Rafz, 17. Mai 2022   

Rechnungsprüfungskommission Rafz 

 

 

 

Karl Schweizer, Präsident    Kurt Frei, Aktuar  
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3. Genehmigung der Jahresrechnung 2021 der Politischen Gemeinde Rafz 
 

 
 

ANTRAG 
 
Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung: 
 
Die Jahresrechnung 2021 der Politischen Gemeinde Rafz zu genehmigen. 
 
 
Rafz, 5. April 2022 Gemeinderat Rafz 

 Kurt Altenburger Manfred Hohl 
 Gemeindepräsident Gemeindeschreiber 
 
 

 
Behördlicher Referent: Gemeindepräsident Kurt Altenburger 

 

 
 
  



- 19 - 

BELEUCHTENDER BERICHT 
 
Ausgangslage 
 
Der Gemeinderat hat die Jahresrechnung 2021 der Politischen Gemeinde geprüft und 
an seiner Sitzung vom 5. April 2022 zuhanden der Rechnungsprüfungskommission 
und der Gemeindeversammlung verabschiedet. 
 
Die detaillierte Jahresrechnung 2021 liegt seit Montag, 30. Mai 2022, während den 
ordentlichen Schalteröffnungszeiten in der Gemeindeverwaltung zur Einsicht auf. Sie 
kann zudem auf der Website der Gemeinde (www.rafz.ch / Rubrik: Gemeindever-
sammlung) heruntergeladen werden. Die nachfolgenden Seiten sowie die mündlichen 
Erläuterungen des Gemeindepräsidenten und Finanzvorstehers an der Gemeindever-
sammlung sollen mithelfen, die Jahresrechnung zu interpretieren und mit dem Budget 
2021 zu vergleichen. 
 
Ein Zusammenzug der Jahresrechnung 2021 befindet sich im am Ende des Beleuch-
tenden Berichts. 
 
Kommentar 
 
Die Erfolgsrechnung schliesst bei einem Aufwand von Fr. 32‘506‘157.64 und einem 
Ertrag von Fr. 32‘261‘917.26 mit einem Aufwandüberschuss von Fr. 244‘240.38 ab. 
Die Investitionsrechnung zeigt beim Verwaltungsvermögen Ausgaben von 
Fr. 3‘883'870.55 und Einnahmen von Fr. 657‘808.25, die Nettoinvestitionen belaufen 
sich somit auf Fr. 3'226'062.30. Im Finanzvermögen resultierten Ausgaben und Ein-
nahmen von je Fr. 36‘900.00, womit sich keine Nettoinvestitionen anfallen. Die Bilanz 
weist Aktiven und Passiven von je Fr. 61‘137‘466.19 aus. Durch den Aufwandüber-
schuss der Erfolgsrechnung verringert sich das zweckfreie Eigenkapital auf 
Fr. 41‘937‘873.68.  
 
Das Budget ging von einem Aufwandüberschuss von Fr. 1‘049‘000.00 aus, die Jah-
resrechnung 2021 schliesst mit einem Aufwandüberschuss von Fr. 244‘240.38 ab. Der 
Rechnungsabschluss fällt demzufolge um Fr. 804‘759.62 besser aus als budgetiert. 
Die Analyse der Jahresrechnung zeigt, dass vor allem die höheren Steuererträge – 
davon grösstenteils die Steuereinnahmen aus dem Rechnungsjahr, aus Quellensteu-
ern sowie auch aus früheren Jahren – zu diesem besseren Ergebnis beigetragen ha-
ben. Es kam aber auch bei verschiedenen anderen Aufgabenbereichen zu grösseren 
Abweichungen gegenüber dem Budget, sowohl in positiver als auch negativer Hin-
sicht. So verzeichneten die Bereiche Bildung und Volkswirtschaft deutlich tiefere Net-
toaufwendungen bzw. -erträge als im Budget vorgesehen, der Bereich Gesundheit mit 
dem Alters- und Pflegeheim Peteracker und die Soziale Sicherheit aber leider eine 
deutliche Verschlechterung.  
 
Die Abweichungen sind im Wesentlichen auf die folgenden Aufgabenbereiche zurück-
zuführen: 

Verbesserungen: 0 Allgemeine Verwaltung Fr. 118‘685.75 
(Minderaufwand / Mehrertrag) 2 Bildung Fr. 289‘296.14 
 6 Verkehr und Nachrichtenübermittlung Fr. 181‘575.85 
 7 Umweltschutz und Raumordnung Fr. 168‘589.56 
 8 Volkswirtschaft Fr. 358‘474.81 
 9 Finanzen und Steuern Fr. 1‘065‘784.56 
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Verschlechterungen: 1 Öffentliche Ordnung und Sicherheit Fr. 101‘712.11 
(Mehraufwand / Minderertrag) 3 Kultur, Sport und Freizeit Fr. 4‘066.44 
 4 Gesundheit Fr. 1‘056‘262.99 
 5 Soziale Sicherheit Fr. 215‘605.51 
 
 
Begründungen der Abweichungen der einzelnen Aufgabenbereiche: 
 
0 – Allgemeine Verwaltung 
 
Der Nettoaufwand dieses Aufgabenbereichs schliesst Fr. 118'685.75 unter Budget ab. 
Die Abweichungen begründen sich wie folgt: 
 
Durch den Stellenwechsel von Verwaltungspersonal mussten Springer und externe 
Projektleiter zur Überbrückung der Vakanzen eingesetzt werden, zudem sind Rekru-
tierungskosten angefallen. Zwar wurden weitere Programmzusätze angeschafft, im 
Gegenzug sind weniger Leasingkosten angefallen. Geringere Kosten für Anlässe und 
Kurse infolge der Corona-Pandemie, im Gegenzug höhere Gebührenerträge Bauamt. 
Zudem werden die Lohnkosten des Bauherrenberaters auf die Investitionsprojekte ak-
tiviert. Weniger Energie- und Unterhaltskosten der Verwaltungsliegenschaften sowie 
tiefere Abschreibungen. 
 
1 – Öffentliche Ordnung und Sicherheit 
 
Der Nettoaufwand dieses Aufgabenbereichs schliesst Fr. 101'712.11 über Budget ab. 
Die Abweichungen begründen sich wie folgt: 
 
Tiefere Lohnkosten durch Stellenvakanz, dafür externe Kosten zur Überbrückung der 
Personalvakanz. Geringere Aufwendungen für den Unterhalt des Vermessungswerks. 
Höhere Personal- und Querschnittskosten der Stadt Bülach für die Kindes- und Er-
wachsenenschutzbehörde sowie Berufsbeistandschaften. 
 
2 – Bildung 
     
Der Nettoaufwand dieses Aufgabenbereichs schliesst Fr. 289'296.14 unter Budget ab. 
Die Abweichungen begründen sich wie folgt: 
 
Minderaufwand für den Einsatz von Klassenassistenzen im Kindergarten und Primar-
schule, im Gegenzug neu Einsatz auf der Sekundarstufe anstatt Unterstützungslehr-
personen. Dies führt zu tieferen Löhnen bei Lehrpersonen, hingegen höhere Lohnkos-
ten für Unterricht Deutsch als Zweitsprache und Einzelbeschulung. Corona-bedingt 
geringere Kosten für Weiterbildungen, Schulreisen und Lager sowie Projekte, ebenso 
keine Kurse im 1. Semester 2021/2022, dementsprechend tiefere Kursgelder. Gerin-
gere Kosten an die Musikschule und den Schulpsychologischen Dienst. Höhere ex-
terne Schul- und Transportkosten, aber weniger für Heilpädagogische Tagesschule, 
Heime und Familienbegleitung. Buchgewinn aus Umwandlung HPS in interkommunale 
Anstalt, keine Abschreibung des rückzahlbaren Darlehens. Tiefere Energiekosten, vor 
allem infolge Ausserbetriebsetzung des Lehrschwimmbeckens durch Corona und Re-
paraturarbeiten, was zu weniger Erträgen führte. Geringere Abschreibungslast, weil 
Investitionsprojekte teilweise verschoben wurden. Versicherungsleistungen an Was-
serschäden und durch guten Schadensverlauf der Krankentaggeldversicherung. Tie-
fere Erträge als angenommen für den Hort, weil Module Frühstück und Nachmittags- 
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sowie Ferienbetreuung weniger genutzt wurden als prognostiziert, was teilweise auf 
Corona zurückzuführen war. Externer Springer für die vakante Stelle des Schulleiters. 
Minderausgaben für Apps und Lizenzen.   
 
3 – Kultur, Sport und Freizeit   
  
Der Nettoaufwand dieses Aufgabenbereichs schliesst Fr. 4'066.44 über Budget ab. 
Die Abweichungen begründen sich wie folgt: 
 
Absage von Anlässen wegen Corona-Situation, was auch beim Freibad nebst des 
schlechten Wetters zu einem höheren Defizit führte. Kosten für Denkmalschutz, wel-
che in der Raumordnung budgetiert waren. Mehrkosten für Reparaturen und Kontrol-
len in der Saalsporthalle sowie Abschreibungen für Videoüberwachung.   
     
4 – Gesundheit     
 
Der Nettoaufwand dieses Aufgabenbereichs schliesst Fr. 1'056'262.99 über Budget 
ab. Die Abweichungen begründen sich wie folgt: 
 
Markant höheres Defizit des Alters- und Pflegeheims Peteracker von rund Fr. 1 Mio. 
infolge niedriger Bettenauslastung von ca. 20 %, was zu tieferen Erträgen, aber auch 
geringeren Lohn-, Lebensmittel- und Materialkosten führte. Wegen Corona weniger 
Weiterbildungen und Anlässe, aber Mehrkosten für Schnelltests, Masken und Schutz-
material. Weniger Anschaffungen von Hardware, aber Ersatz von Steamer notwendig. 
Weniger Honorare in Anspruch genommen, aber mehr baulicher Unterhalt und Ab-
schreibung einer Forderung. Tiefere Beiträge an Pflegefinanzierung in öffentlichen 
Heimen, hingegen mehr in privaten Organisationen. Weniger guter Abschluss der Spi-
tex, daher tiefere Rückerstattung, auch wenn diese Leistungen mehr in Anspruch ge-
nommen wurden. Die Verschiebung von der Langzeitpflege ist auch bei privaten Spi-
tex-Organisationen festzustellen.   
  
5 – Soziale Sicherheit     
 
Der Nettoaufwand dieses Aufgabenbereichs schliesst Fr. 215'605.51 über Budget ab. 
Die Abweichungen begründen sich wie folgt: 
 
Leicht tiefere Krankheitskosten und mehr Rückerstattungen bei Ergänzungsleistungen 
zur IV, ebenso weniger Leistungen an die Ergänzungsleistungen zur AHV, womit der 
Staatsbeitrag entsprechend geringer ausfällt. Hingegen Fallzunahme bei den Beihilfen 
und kantonalrechtlichen Zuschüssen sowie für Alimentenbevorschussungen, ebenso 
tiefere Rückerstattungen. Im Bereich Jugend hat Corona ebenfalls seine Spuren bei 
den Projekten und Weiterbildungen hinterlassen. Hingegen Mehrausgaben bei der 
wirtschaftlichen Hilfe durch Fallzunahmen und Platzierung einer Familie, aber weniger 
Unterstützungen für Ausländer mit Kostenersatz, was zu einem höheren Nettoaufwand 
führt. Berücksichtigung der Staatsbeiträge 2020 und neu 2021. Rückläufige Anzahl 
Asylsuchende, was zu weniger Lohnkosten, Unterstützungen, Mieten und Rückerstat-
tungen führt. Höhere Lohnkosten der Sozialabteilung, welche durch die EO und eine 
Nachbargemeinde für die Aushilfe abgegolten wurden. Höhere Fallpauschale an die 
SVA für Zusatzleistungen. 
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6 – Verkehr und Nachrichtenübermittlung   
  
Der Nettoaufwand dieses Aufgabenbereichs schliesst Fr. 181'575.85 unter Budget ab. 
Die Abweichungen begründen sich wie folgt: 
 
Minderkosten bei den Gemeindestrassen für Abschreibungen und Anschaffungen, im 
Gegenzug mehr für Maschinenreparaturen, Belagsarbeiten für Dritte, welche zurück-
erstattet werden und Winterdiensteinsätze im Frühjahr 2021 aufgrund hohem Schnee-
aufkommens. Mehreinnahmen für Dienstleistungen und Rückerstattungen. Mehrkos-
ten 2021 für Beiträge an ZVV wegen Corona, Beiträge 2020 sind leicht tiefer ausgefal-
len als erwartet. Der Gemeindebetrieb Netzwerke musste weniger für Signallieferun-
gen bezahlen, aber mehr für mySports. Die Netz-Unterhaltskosten sind tiefer ausge-
fallen, was zu einem Ertrags- anstatt eines Aufwandüberschusses führte. 
 
7 – Umweltschutz und Raumordnung 
 
Der Nettoaufwand dieses Aufgabenbereichs schliesst Fr. 168'589.56 unter Budget ab. 
Die Abweichungen begründen sich wie folgt: 
 
Minderaufwand für den baulichen Unterhalt in der Wasserversorgung, die Anschaffung 
von Wasserzählern und für Abschreibungen. Hingegen Mehrkosten Zweckverband, 
insbesondere für den Wasserankauf, was aber auch Mehrerträge bei den Wasserzin-
sen generierte. Insgesamt führte dies zu einem Ertrags- anstatt Aufwandüberschuss 
des Betriebs Wasserwerk. Beim Abwasser ist zwar ein tieferer Aufwandüberschuss 
angefallen, dieser fällt aber weiterhin sehr hoch aus. Für Leitungsreparaturen und Ab-
schreibungen musste weniger ausgegeben werden und zudem sind ebenfalls höhere 
Klärgebühren verrechnet worden. Im Abfallbereich sind weiterhin hohe Abfallmengen 
zu entsorgen, weil wegen Corona mehr Leute zu Hause waren. Die Entsorgungskos-
ten des Grünguts sind zwar tiefer als im Vorjahr, aber höher als im Budget ausgefallen. 
Der Personalaufwand ist ebenfalls höher ausgefallen, aber es sind auch Mehreinnah-
men zu verzeichnen; insgesamt ist der Aufwandüberschuss der Abfallwirtschaft höher 
ausgefallen.  
 
8 – Volkswirtschaft    
 
Der Nettoertrag dieses Aufgabenbereichs schliesst Fr. 358'474.81 über Budget ab. Die 
Abweichungen begründen sich wie folgt: 
 
Geplante Arbeiten der Meliorationsstrassen wurden für den Hangrutsch Gnal zurück-
gestellt, welche erst 2022 ausgeführt werden. Im Forstbetrieb sind höhere Lohnkosten 
für die befristete Aushilfe für einen kranken Mitarbeiter angefallen, welche teilweise 
durch Versicherungsleistungen abgedeckt sind. Sehr hohe Erträge für Holzverkauf und 
Dienstleistungen der Forstabteilung. Da die Holzerntesaison unabhängig vom Kalen-
derjahr ist, führt dies zu einem Ertragsüberschuss. Höhere Staatsbeiträge für Käfer-
holz und Versicherungsbonus. Der vom Kanton im Vorjahr ausbezahlte Covid-Ge-
meindebeitrag musste zurückerstattet werden, nachdem keine entsprechenden Not-
unterstützungen erfolgten. Anhaltend hoher Gewinnanteil ZKB durch besseren Ge-
schäftsgang. 
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9 – Finanzen und Steuern 
 
Der Nettoertrag dieses Aufgabenbereichs schliesst Fr. 1'065'784.56 über Budget ab. 
Die Abweichungen begründen sich wie folgt: 
 
Die Einkommens- und Vermögenssteuern des Rechnungsjahrs sind trotz Corona er-
freulich hoch ausgefallen, noch einmal leicht höher als im Vorjahr. Die Erträge der 
früheren Jahre sind zwar leicht höher als budgetiert, aber nicht mehr im selben Aus-
mass wie im Vorjahr. Davon ausgenommen sind die Vermögenssteuern und die Ge-
winnsteuern juristischer Personen, welche sogar die Erträge der Vorjahre übertroffen 
haben. Das kantonale Steueramt hat Pendenzen abgebaut, was zu einem markant 
höheren Quellensteuerertrag führte, welcher im Vorjahr nur minim ausgefallen ist. Die 
Steuerausscheidungen sind von der Veranlagungstätigkeit des kantonalen Steuer-
amts abhängig, was zu leicht höheren passiven Ausscheidungen, aber nur geringen 
aktiven Steuererträgen, insbesondere bei den juristischen Personen, führte. Es wur-
den wiederum höhere Nachsteuern veranlagt. Der budgetierte Ertrag der Grundstück-
gewinnsteuern wurde nicht erreicht, weil einige Veranlagungen infolge fehlender Un-
terlagen verschoben werden mussten. Aufgrund der tieferen Investitionsausgaben 
musste weniger Fremdkapital aufgenommen werden bzw. dies konnte weiterhin zu 
vorteilhaften Konditionen erfolgen, was auch zu einem tieferen internen Zinssatz 
führte. Das zu verzinsende Verwaltungsvermögen ist zudem tiefer als prognostiziert. 
Buchgewinn aus Verkauf eines abgeschriebenen Grundstücks. 
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Investitionsrechnung 
 
Die Gesamtausgaben bewegen sich deutlich unter den budgetierten Beträgen, da ver-
schiedene Projekte noch nicht fertig erstellt sind bzw. der Kostenanteil für 2021 kleiner 
ausgefallen ist oder sich deren Umsetzung auf spätere Jahre verschieben. Zudem 
konnten leicht höhere Investitionsbeiträge realisiert werden. Die Investitionsrechnung 
im Verwaltungsvermögen schliesst bei Ausgaben von Fr 3‘883‘870.55 und Einnahmen 
von Fr. 657‘808.25 mit Nettoinvestitionen von Fr. 3‘226‘062.30 ab. Im Budget 2021 
wurde mit Nettoinvestitionen von Fr. 9‘021‘000.00 gerechnet. 
 
Die grössten Investitionen sind in den folgenden Projekten getätigt worden: 

Bezeichnung  Betrag 

Ersatzbau/Standort Kinderhort Fr. 889‘364.25 
Zweckverband Gruppenwasserversorgung Rafzerfeld –  
WL Badener-, Landstrasse - Hüslihof Fr. 386‘559.41 
Schulhaus Schalmenacker – Anbau Ost Fr. 271‘576.00 
Schulhaus Schalmenacker/Tannewäg Provisorium Chiletürmli Fr. 250’796.25 
 
Die Investitionsrechnung im Finanzvermögen schliesst bei Ausgaben und Einnahmen 
von je Fr  36‘900.00 und daher mit Nettoinvestitionen von Fr 0.00 ab. Im Budget 2021 
wurde ebenfalls mit Nettoinvestitionen von Fr 0.00 gerechnet. 
 
Die Investitionen wurden mit dem Rechnungsabschluss in die Bilanz auf das Verwal-
tungsvermögen übertragen und werden dort nach den gesetzlichen Vorgaben linear 
über die festgelegte Nutzungsdauer abgeschrieben. Die gesamten Abschreibungen 
auf dem Verwaltungsvermögen betragen Fr. 2'367'676.11, wovon die Gemeindebe-
triebe Wasserwerk, Abwasserbeseitigung, Abfallwirtschaft und Antennenanlage 
Fr. 332'098.96 direkt über die Gebühren finanzieren müssen. Somit belasten den 
Steuerhaushalt Abschreibungen im Betrage von Fr. 2'035'577.15. 
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Bilanz 
 
Übersicht in Fr.  per 31.12.2021 per 31.12.2020 
 
Aktiven und Passiven je 61‘137‘466.19 62'639'054.20 
Finanzvermögen 20‘017‘967.72 22'378'741.92 
Verwaltungsvermögen 41‘119‘498.47 40'260'312.28 
davon Anlagevermögen FV und VV 50‘247‘384.47 49'389'698.28 
Fremdkapital 12‘641‘474.36 13'439'450.61 
davon kurzfristig 10‘118‘256.00 7'916'691.67 
Zweckgebundenes Eigenkapital (Spezialfinanzierungen) 6‘558‘118.15 7'017'489.53 
Zweckfreies Eigenkapital (Bilanzüberschuss) 41‘937‘873.68 42'182'114.06 
 
Vermögenslage 
 
Das zweckfreie Eigenkapital als Reserve für künftige Aufwandüberschüsse beläuft 
sich per 31. Dezember 2021 auf Fr. 41'937'873.68. Bei einer ganzheitlichen Analyse 
der Bilanz lässt sich als wichtige Kennzahl das Nettovermögen berechnen, bei dem 
den (verkäuflichen) Vermögenswerten die Schulden gegenüber stehen. Hier weist die 
Gemeinde mit einem Nettovermögen von Fr. 7‘376‘493.26 (Vorjahr Fr. 8'939'291.00), 
bzw. Fr. 1‘578 (Vorjahr Fr. 1‘933) pro Einwohner/in einen Rückgang aus, stellt aber 
weiterhin eine gesunde Grösse dar. 
 

 
 
Darlehen 
 
Die Darlehensschulden betragen per 31. Dezember 2021 Fr. 4,7 Mio., wovon Fr. 2,7 
Mio. kurzfristig fällig sind (- Fr. 300‘000 vorzeitige Amortisation). Für deren Verzinsung 
sind insgesamt Fr. 8‘814.35 aufgewendet worden. Der Durchschnittszinssatz der lang-
fristigen Darlehen entspricht im Berichtsjahr 0,18 %. 
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Rechtsmittel 
 
Der Rechtsschutz stellt einer Person, die von einer staatlichen Anordnung betroffen 
ist, Rechtsmittel (Rekurse) und einen Rechtsbehelf (Aufsichtsbeschwerde) zur Ver-
fügung, um sich gegen eine Anordnung zur Wehr zu setzen. 
 
Die Rechtsmittel sind seit dem 1. Januar 2018 einheitlich im Verwaltungsrechtspflege-
gesetz vom 24. Mai 1959 (VRG, LS 175.2) geregelt. 
 
Es ist zwischen dem Rekurs in Stimmrechtssachen, dem Rekurs und der Aufsichtsbe-
schwerde zu unterscheiden. Bei einem Rekurs muss die Rekursschrift einen Antrag 
und dessen Begründung enthalten (§ 23 Abs. 1 VRG). 
 
Bei Fragen zu den Rechtsmitteln oder zur Aufsichtsbeschwerde hilft Ihnen der Ge-
meindeschreiber oder die Bezirksratskanzlei Bülach gerne weiter. 
 
 
Rekurs in Stimmrechtssachen (§ 19 Abs. 1 lit. c VRG) 
 
Handlungen staatlicher Organe, welche die politische Stimmberechtigung der Bürge-
rinnen und Bürger oder Volkswahlen oder Volksabstimmungen betreffen (Stimm-
rechtssachen), können mit Rekurs innert 5 Tagen beim Bezirksrat angefochten wer-
den. 
 
Der Rekurs gegen die Verletzung von Verfahrensvorschriften in der Gemeindever-
sammlung setzt voraus, dass sie in der Versammlung gerügt worden ist (§ 21 a 
Abs. 2 VRG). 
 
 
Rekurs gegen Anordnungen und Erlasse (§ 19 Abs. 1 lit. a, b und d VRG) 
 
Mit Rekurs können Anordnungen und Erlasse der gemeinderechtlichen Organisatio-
nen angefochten werden. Die Rekursfrist beträgt 30 Tage (§ 22 Abs. 1 VRG). 
 
 
Aufsichtsbeschwerde 
 
Mit der Aufsichtsbeschwerde kann jede Person die Aufsichtsbehörde über Unregel-
mässigkeiten bei einer beaufsichtigten Organisation informieren. Die Aufsichtsbe-
schwerde ist ein „formloser Rechtsbehelf“ und im Gesetz nicht vorgesehen. Sie ist 
grundsätzlich an keine Frist gebunden. 
 
Die Berichtigung des Protokolls z.B. einer Gemeindeversammlung ist mit einer Auf-
sichtsbeschwerde zu verlangen, sofern sie nicht gleichzeitig mit einem Rekurs gegen 
eine Anordnung oder einen Erlass verlangt werden kann. Es kann gerügt werden, dass 
das Protokoll den Wortlaut der gefassten Beschlüsse nicht richtig wiedergibt, es Lü-
cken in der Wiedergabe der wesentlichen Aussagen enthält oder es Aussagen in einer 
Weise wiedergibt, die dem tatsächlichen Sinn zuwiderlaufen. 
 


